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246/A XXVI. GP - Textgegenüberstellung zum Initiativantrag 
der Abgeordneten Mag. Andreas Schieder, Sabine Schatz, Philip Kucher, 

Kolleginnen und Kollegen 
 

 
Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 16.05.2018 

 

 
Änderungen laut Antrag vom 16.05.2018 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 

 Bundesgesetz, mit dem Bundesgesetz vom 5. 
April 1960, mit dem bestimmte Abzeichen 
verboten werden (Abzeichengesetz 1960) 
geändert wird 

 

 Der Nationalrat hat beschlossen:  

Link zur tagesaktuellen RIS-Fassung 

(dort kann auch nach Fassungen mit anderen Stichtagen 
gesucht werden) 

Das Bundesgesetz, mit dem Bundesgesetz vom 5. 
April 1960, mit dem bestimmte Abzeichen verboten 
werden (Abzeichengesetz 1960), BGBl. Nr. 84/1960, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 41/2016, wird wie folgt geändert: 

 

 1. § 1 lautet:  

§ 1. (1) Abzeichen, Uniformen oder Uniformteile 
einer in Österreich verbotenen Organisation dürfen 
öffentlich weder getragen noch zur Schau gestellt, 
dargestellt oder verbreitet werden. Als Abzeichen sind 
auch Embleme, Symbole und Kennzeichen anzusehen. 

 

§ 1. (1) Abzeichen, Uniformen oder Uniformteile 
einer in Österreich verbotenen Organisation dürfen 
öffentlich weder getragen noch zur Schau gestellt, 
dargestellt oder verbreitet werden. Als Abzeichen sind 
auch Embleme, Symbole und Kennzeichen anzusehen. 
Dies gilt ebenso für ausländische Organisationen, die mit 
in Österreich verbotenen Organisationen kollaboriert, 
zusammengearbeitet oder kooperiert haben. 

§ 1. (1) Abzeichen, Uniformen oder Uniformteile 
einer in Österreich verbotenen Organisation dürfen 
öffentlich weder getragen noch zur Schau gestellt, 
dargestellt oder verbreitet werden. Als Abzeichen sind 
auch Embleme, Symbole und Kennzeichen anzusehen. 
Dies gilt ebenso für ausländische Organisationen, die 
mit in Österreich verbotenen Organisationen 
kollaboriert, zusammengearbeitet oder kooperiert 
haben. 

(2) Das Verbot des Abs. 1 erstreckt sich auch auf 
Abzeichen, Uniformen und Uniformteile, die auf Grund 
ihrer Ähnlichkeit oder ihrer offenkundigen 
Zweckbestimmung als Ersatz eines der in Abs. 1 
erwähnten Abzeichen, Uniformen oder Uniformteile 
gebraucht werden. 

 

(2) Das Verbot des Abs. 1 erstreckt sich auch auf 
Abzeichen, Uniformen und Uniformteile, die auf Grund 
ihrer Ähnlichkeit oder ihrer offenkundigen 
Zweckbestimmung als Ersatz eines der in Abs. 1 
erwähnten Abzeichen, Uniformen oder Uniformteile 
gebraucht werden. 

(2) Das Verbot des Abs. 1 erstreckt sich auch auf 
Abzeichen, Uniformen und Uniformteile, die auf Grund 
ihrer Ähnlichkeit oder ihrer offenkundigen 
Zweckbestimmung als Ersatz eines der in Abs. 1 
erwähnten Abzeichen, Uniformen oder Uniformteile 
gebraucht werden. 
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https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10005262
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 16.05.2018 

 

 
Änderungen laut Antrag vom 16.05.2018 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 

(3) Orden und Ehrenzeichen, die eines der im 
Abs. 1 oder Abs. 2 erwähnten Embleme aufweisen, 
dürfen öffentlich weder getragen noch zur Schau gestellt 
werden. 

 

(3) Orden und Ehrenzeichen, die eines der im Abs. 
1 oder Abs. 2 erwähnten Embleme aufweisen, dürfen 
öffentlich weder getragen noch zur Schau gestellt 
werden. 

(3) Orden und Ehrenzeichen, die eines der im Abs. 
1 oder Abs. 2 erwähnten Embleme aufweisen, dürfen 
öffentlich weder getragen noch zur Schau gestellt 
werden. 

 2. In § 3 Abs. 1 wird die Betragsangabe „4 000 Euro“ 
durch die Betragsangabe „5 000 Euro“ ersetzt. 

 

§ 3. (1) Wer einem Verbot des § 1 zuwiderhandelt, 
begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde, im Gebiet einer Gemeinde, 
für das die Landespolizeidirektion zugleich 
Sicherheitsbehörde erster Instanz ist, von der 
Landespolizeidirektion, mit Geldstrafe bis zu 4 000 Euro 
oder mit Arrest bis zu einem Monat zu bestrafen. 
Überwiegen erschwerende Umstände, so können Geld- 
und Arreststrafen auch nebeneinander verhängt werden. 

 

 § 3. (1) Wer einem Verbot des § 1 zuwiderhandelt, 
begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde, im Gebiet einer Gemeinde, 
für das die Landespolizeidirektion zugleich 
Sicherheitsbehörde erster Instanz ist, von der 
Landespolizeidirektion, mit Geldstrafe bis zu 
5 0004 000 Euro oder mit Arrest bis zu einem Monat zu 
bestrafen. Überwiegen erschwerende Umstände, so 
können Geld- und Arreststrafen auch nebeneinander 
verhängt werden. 

 

 3. § 5 wird folgender Abs. 3 angefügt:  

 (10) § 1 sowie § 3 Abs 1 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/201x treten mit 1. Juli 
2018 in Kraft. 

(10) § 1 sowie § 3 Abs 1 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/201x treten mit 1. Juli 
2018 in Kraft. 
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